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Eine europäische Energieunion gewährleistet eine sichere, erschwingliche und klimafreundliche Energieversorgung in Europa. 
Energie klüger zu nutzen hilft den Klimawandel zu bekämpfen und ist nicht nur eine Investition in die Zukunft, sondern fördert auch 
Beschäftigung und Wachstum.

„Ich möchte die Energiepolitik Europas reformieren und neu strukturieren und eine 
neue europäische Energieunion schaffen. (...) Wir müssen den Anteil erneuerbarer 
Energie auf unserem Kontinent erhöhen. Dies ist nicht nur eine Frage verantwortlicher 
Klimaschutzpolitik, sondern auch industriepolitisch unumgänglich.“

Jean-Claude Juncker als Kandidat für das Amt des Präsidenten der Europäischen Kommission, 
Politische Leitlinien für die nächste Kommission, 15. Juli 2014.

Rechtsetzungsvorschläge wurden angenommenRechtsetzungsinitiativen wurden 
von der Kommission Juncker vorgelegt20 Alle
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Europa investiert in den Schutz seiner Bürgerinnen und Bürger und garantiert die Sicherheit ihrer Energieversorgung. Der Entwicklung 
der Stromverbindungsleitungen wird hohe Priorität eingeräumt. Wir investieren in Innovation und in die europäische Industrie 
der Zukunft, die sowohl umweltfreundlich als auch wettbewerbsfähig sein muss.

Für diese Arbeit haben wir das allerwichtigste Mandat – das unserer Bürgerinnen und 
Bürger. Aus der letzten Eurobarometer-Umfrage zu diesem Thema geht hervor, dass 
die große Mehrheit der Europäerinnen und Europäer unsere ehrgeizigen Arbeiten zur 
Umgestaltung der europäischen Wirtschaft und zur Umsetzung des Übereinkommens 
von Paris unterstützt.

https://twitter.com/hashtag/euroad2sibiu
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Senkung der Emissionen schadet 
der EU-Wirtschaft nicht
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Ergebnisse der Eurobarometer-Umfrage: Ein von den Bürgerinnen und Bürgern erteiltes Mandat

Treibhausgasemissionen: 
Rückgang um 23 %

Quelle: Eurostat

Im November 2015 spielte die EU eine führende Rolle bei den Verhandlungen zum Pariser 
Klimaschutzübereinkommen zwischen 195 Ländern, das mit seinen ambitionierten, weltweiten Zielen 
historische Bedeutung hat. Nach seiner Ratifizierung durch die EU im Oktober 2016 konnte das Übereinkommen 
knapp ein Jahr später in Kraft treten. Das Übereinkommen von Paris ist unumkehrbar.

In Paris hat sich die EU zu einer Senkung der Emissionen um mindestens 40 % bis zum Jahr 2030 
verpflichtet.

Treibhausgasemissionen und Energieverbrauch werden zunehmend vom Wirtschaftswachstum abgekoppelt. 
Zwischen 1990 und 2017 wuchs die EU-Wirtschaft um 58 %, während die Emissionen um 22 % zurückgingen.

Die EU und ihre Mitgliedstaaten sind nach wie vor der größte öffentliche Geldgeber für Klimaschutzmaßnahmen, 
auch für die multilateralen Klimafonds, und haben 20,4 Mrd. EUR an Klimafinanzierungen für 2017 bereitgestellt.

Im November 2018 war die EU in Kattowitz maßgeblich an der Verabschiedung des sogenannten Pariser Regelwerks 
beteiligt, einem Maßnahmenpaket zur Umsetzung des Übereinkommens von Paris.

DIE EU HAT DAS INKRAFTTRETEN DES ÜBEREINKOMMENS VON PARIS ERMÖGLICHT UND 
MASSGEBLICH DAZU BEIGETRAGEN, DASS ES UMGESETZT WERDEN KANN
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Abbildung 1: Veränderungen des BIP der EU (real), der Treibhausgasemissionen (THG) der EU und der 
THG-Emissionsintensität der EU-Wirtschaft

[Quelle: Vierter Bericht über die Lage der Energieunion; COM (2019) 175]
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FESTLEGUNG DER REGELN FÜR EINE SAUBERE, UNABHÄNGIGE UND WETTBEWERBSFÄHIGE 
ZUKUNFT

Die Energieunion hat zu einem umfassenden und rechtsverbindlichen Rahmen für die Erreichung der Ziele des Übereinkommens 
von Paris geführt und gleichzeitig zur Modernisierung der europäischen Wirtschaft und Industrie beigetragen. Dazu gehört die 
vollständige Überarbeitung des EU-Emissionshandelssystems, das den Eckpfeiler der europäischen Klimapolitik bildet. Außerdem 
beschleunigen wir die Senkung der CO2-Emissionen auch in anderen Teilen unserer Wirtschaft. Wir haben eine Strategie 
für emissionsarme Mobilität sowie Rechtsvorschriften zur Verringerung der CO2-Emissionen im Straßenverkehr angenommen, 
einschließlich Emissionsnormen für Pkw, Kleintransporter und Lastkraftwagen. Dadurch soll eine saubere Mobilität gefördert 
werden.

Unser Maßnahmenpaket „Saubere Energie für alle Europäer“ aus dem Jahr 2016 soll zeigen, dass der Übergang zu sauberer 
Energie den Wachstumssektor der Zukunft darstellt („Smart Money“).

Die Rechtsakte betreffen die Bereiche Energieeffizienz, erneuerbare Energien, Gestaltung des Strommarktes, 
Sicherheit der Stromversorgung und Steuerung der Energieunion. Wir beschleunigen zudem den Innovationsprozess 
im Bereich saubere Energien und sanieren Europas Gebäude aus Zeiten, in denen noch keiner an Energieeffizienz 
dachte. Auf den Gebäude- und Wohnungssektor entfallen 40 % des Energieverbrauchs in Europa. Er benötigt 
weit mehr Investitionen, und auf Initiative der Kommission hat die Europäische Investitionsbank ein neues 

Finanzierungsinstrument, die Initiative „Intelligente Finanzierung für intelligente Gebäude“, lanciert. Diese Initiative 
wird dazu beitragen, die Lücke zu schließen. Zudem wird sie lokale Arbeitsplätze schaffen und die Energiearmut durch eine 
intelligente, kostenwirksame Nutzung von EU-Mitteln verringern. Dies zeigt, dass „Energieeffizienz an erster Stelle“ mehr ist 
als nur ein Slogan: Praktische Lösungen unterstützen wirksam unseren Übergang zu einer CO2-armen Wirtschaft und helfen 
uns bei der Erfüllung unserer Verpflichtungen im Rahmen des Pariser Übereinkommens.

Mit den erzielten Fortschritten im Bereich der Energieversorgungssicherheit haben wir dafür gesorgt, dass 
niemand in Europa von der Versorgung abgeschnitten bleibt. Eine kürzlich angenommene Rechtsvorschrift 
zur Gewährleistung der sicheren Gasversorgung stellt den Solidaritätsgrundsatz in den Mittelpunkt. Die 
Mitgliedstaaten haben sich darauf verständigt, ihren Nachbarn im Falle einer ernsten Energieversorgungskrise 
zu helfen. Die neuen Regeln gewährleisten eine regionale Koordinierung, um im Falle von Engpässen besser 

vorbereitet und handlungsfähiger zu sein; in Europa wird kein Haushalt ohne Heizung auskommen müssen.

Die gut miteinander verflochtenen Stromleitungen und Gaspipelines bilden das Rückgrat eines integrierten 
europäischen Energiemarkts, der auf dem Grundsatz der Solidarität und eines gut diversifizierten und 
wettbewerbsorientierten Gasmarktes beruht. Mit Präsident Junckers Worten: Wir wollen Verbindungsleitungen, 
die verbinden, und keine, die trennen.

Unsere Diversifizierungsstrategie umfasst mehrere Schwerpunkte, darunter die Schaffung des südlichen Gaskorridors, die 
Entwicklung eines Flüssiggas-Hubs im Mittelmeerraum und die Förderung des Zugangs zu Flüssigerdgas (Liquefied natural gas 
– LNG) und Gasspeicherung – ein Thema, zu dem die Kommission bereits im Februar 2016 eine Strategie herausgegeben hat.

Wir wollen eine starke regionale Zusammenarbeit, und diese liefert konkrete Ergebnisse: In der Ostseeregion entstehen wichtige 
Gasinfrastrukturen. Wir haben den Bau der Gasverbindungsleitungen zwischen Polen und Litauen sowie die Gaspipeline zwischen 
Finnland und Estland (Balticconnector) finanziell unterstützt. Wir haben staatliche Beihilfen für das LNG-Terminal in Klaipeda 
in Litauen genehmigt, und wir unterstützen aktiv den Bau eines neuen nördlichen Korridors, der Norwegen über Dänemark mit 
Polen verbindet.

Die Kommission unterstützt und investiert weiterhin in die Strom- und Gasinfrastruktur‚ um das europäische Energiesystem 
wettbewerbsfähiger zu machen, sodass letztlich für die europäischen Verbraucher ein besseres Angebot entsteht.

Durch die Mobilisierung von bis zu 
177 Mrd. EUR an öffentlichen und 
privaten Investitionen pro Jahr ab 2021 
kann das Paket zu einem BIP-Anstieg 
von bis zu 1 % über das nächste 
Jahrzehnt und zu mehr als 900 000 
zusätzlichen Arbeitsplätzen führen.

Klarere und einfachere Vorschriften für 
das Energieeffizienzlabel werden den 
Privathaushalten jedes Jahr Einsparungen 
von fast 500 EUR ermöglichen, der Industrie 
jährliche Einnahmensteigerungen von mehr 
als 55 Mrd. EUR bescheren und bis 2020 
zu Energieeinsparungen in einem Umfang 
führen, der dem jährlichen Energieverbrauch 
Italiens entspricht.
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Intelligente Solarmodule 
in Frankreich

In Frankreich vergibt die Europäische 
Investitionsbank Darlehen in Höhe von 
15 Mio. EUR an Sunpartner Technologies, um in Forschung und Entwicklung 
zu investieren und die Produktion der Firma zu steigern. Dieses kleine 
Unternehmen entwickelt intelligente Solarmodule, die auf innovative 
Art und Weise zum Einsatz kommen, z. B. zur Verdunkelung von Fenstern 
über das Smartphone und zur netzunabhängigen Stromversorgung von 
Reklametafeln.

Neue Gaspipeline von 
Bulgarien nach Österreich

Die Europäische Investitionsbank gewährt 
Transgaz in Rumänien ein Darlehen in Höhe 
von 50 Mio. EUR für den Bau eines 478 km langen Abschnitts einer 
neuen Gaspipeline, die Bulgarien über Rumänien und Ungarn mit 
Österreich verbindet. Dieses wichtige grenzüberschreitende Projekt wird 
den Wettbewerb zum Vorteil der Verbraucher fördern und Tausende von 
Arbeitsplätzen in die Region bringen.

Intelligente Gaszähler in Italien

In Italien stellt die Europäische Investitionsbank Mittel in Höhe von 300 Mio. EUR für Italgas zur Verfügung, um intelligente 
Gaszähler zu installieren. Dadurch werden die Effizienz des Gasverteilungssystems sowie die Information und Sensibilisierung 
der Kunden verbessert. Das Projekt wird es den Verbrauchern ermöglichen, ihre Zähler ferngesteuert und in größerer 
Regelmäßigkeit abzulesen, was zu Kosteneinsparungen und einer Verringerung des Energieverbrauchs führen wird.

Neue Windparks in Griechenland

In Griechenland stellt die Europäische 
Investitionsbank 24 Mio. EUR für die „Terna 
Energy“-Gruppe bereit, der drei neue 
Windparks mit 18 Turbinen aufbauen und betreiben soll. Diese erneuerbare 
Energiequelle wird beim Übergang zu einer CO2-armen Wirtschaft eine 
bedeutende Rolle spielen.

Energieeffiziente 
Sozialwohnungen in Spanien

In Spanien stellt die Europäische 
Investitionsbank 40 Mio. EUR für den Bau 
von mehr als 500 energieeffizienten Sozialwohnungen in Navarra 
bereit. Dabei handelt es sich um Niedrigstenergiegebäude, d. h. Gebäude 
mit einem sehr niedrigen Energieverbrauch aufgrund ihrer Konstruktion 
und der bei ihrem Bau verwendeten Materialien. Mit dem Projekt werden 
während der Bauphase mehr als 700 Arbeitsplätze geschaffen.

INVESTITIONEN IN EINE NACHHALTIGE ZUKUNFT

Der Juncker-Plan hat bereits Investitionen in Höhe von 251,6 Mrd. EUR 
nach sich gezogen und andere europäische Finanzierungsquellen wie 
die Strukturfonds sowie umfangreiche Investitionen des privaten 
Sektors mobilisiert, um eine Vielzahl von Projekten in den Bereichen 
Renovierung und Energieeffizienz, erneuerbare Energien und neue 
Kreislaufwirtschaft zu finanzieren.

Beispiele für Vorhaben des Juncker-Plans im Energiesektor

Energieeffizienter 
Gebäudekomplex Tripla

Tripla ist ein Bauprojekt im Stadtviertel Pasila 
in Helsinki, das zwischen 2019 und 2021 
schrittweise fertiggestellt werden soll. Es wird das größte Einkaufszentrum 
Finnlands, Büros, Wohnungen und einen neuen Bahnhof umfassen. Tripla 
wird genügend erneuerbare Energie produzieren, um fast seinen gesamten 
Bedarf decken zu können, und mit Recycling-, Wasseraufbereitungs- und 
Abfallbehandlungsanlagen ausgestattet sein.
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